
 

 

 

 

Bundesministerium der Finanzen 

Wilhelmstraße 97 

10117 Berlin 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der 

Schwarzarbeitsbekämpfung 

hier: Stellungnahme der Gewerkschaft der Polizei – Bezirk Bundespolizei I Zoll 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

wir bedanken uns für die Übersendung des Referentenentwurfs an den Bundesvorstand der Gewerkschaft der 

Polizei. Die Stellungnahme erfolgt durch den GdP-Bezirk Bundespolizei | Zoll, weil diese gesetzliche Thematik in 

unseren fachlichen Zuständigkeitsbereich fällt. 

Wir begrüßen allgemein die Ausrichtung einer effizienten, schlagkräftigen und gleichzeitig zeitgemäß digitalen 

Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS). Auch begrüßen wir die Verortung der FKS als Kriminalitätsbekämpfungs-

behörde gegen organisierte Kriminalität. 

 

Zu den einzelnen Regelungen nehmen wir wie folgt Stellung:  

 

Zu § 2a SchwarzArbG 

Die Aufnahme des Friseurgewerbes, insbesondere hinsichtlich der praktischen Problemstellungen mit  

sogenannten „Barbershops“, wird ausdrücklich begrüßt. 

 

Zu §§ 3 – 6 SchwarzArbG 

Wir begrüßen die Normierung der in der praktischen Anwendung bereits gelebten Ortsflexibilität, insbesondere 

bei Geschäftsunterlagenprüfungen. Auch der in der täglichen Praxis allgegenwärtigen Digitalisierung wird hier 

Rechnung getragen. 
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Zu §§ 8, 9, 11, 14, 15 SchwarzArbG 

Die hier vorgebrachten Änderungen können den Herausforderungen der Bekämpfung von organisierter Wirt-

schaftskriminalität nur in Ansätzen gerecht werden. Für eine wirkungsvolle Aufstellung der FKS bedürfte es einer 

polizeilichen Aufstellung. Zwar wird einleitend von der auszuübenden „Prävention und Repression“ gesprochen, 

jedoch wird dieser polizeiliche Ansatz bedauernswerterweise nicht konsequent fortgesetzt. 

Zudem ist vor dem Hintergrund der Pflicht zur kostenfreien Bereitstellung von Unterlagen gemäß § 8 Absatz 2 

dies ebenso als Ordnungswidrigkeit zu normieren, um eine entsprechende Sanktionierung sicherzustellen. 

 

Zu § 14a SchwarzArbG 

Wir begrüßen eine Entlastung der Justiz bei gleichzeitiger Effizienzsteigerung des Rechtsstaates, sofern hierbei 

die entsprechende Mehrarbeit im Zoll personell Berücksichtigung findet. 

 

Zu § 14c SchwarzArbG 

Die klarstellende Regelung zur Abweichung örtlicher Zuständigkeitsregelungen bei sachdienlichen Erfordernis-

sen wird ausdrücklich begrüßt 

 

Zu §§ 24 - 26 SchwarzArbG 

Die Verbesserungen hin zu einem effizienten Ressourcenmanagements mittels risikoorientierter Prüfungspla-

nung erscheinen sinnvoll.  

Hinsichtlich des im Entwurf vorgesehenen § 24 Absatz 3 erschließt sich der materielle Mehrwert vor dem Hin-

tergrund der bestehenden Ablauf- und Aufbauorganisation der Zollverwaltung und der ihr innewohnenden ver-

waltungsüblichen und -typischen gesetzlichen Berichts-, Melde- und Befehlswege sowie den beamtenrechtli-

chen Weisungsbefugnissen nicht, weshalb der Norm nicht mehr als eine deklaratorische Wirkung zukommen 

dürfte. Das Finanzverwaltungsgesetz und das Bundesbeamtengesetz regeln schon jetzt die behördlichen und 

beamtenrechtlichen Hierarchien und Kompetenzen zur Erteilung von Weisungen, Anordnungen etc. zwischen 

vorgesetzten und nachgeordneten Behörden sowie die Weisungsbefugnisse der Dienstvorgesetzten und Vorge-

setzten. 
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Zu § 100a StPO 

Ausdrücklich begrüßt wird die Aufnahme des § 9 SchwarzArbG als tauglicher Tatbestand für die Voraussetzung 

einer Telekommunikationsüberwachung. 

 

Im Weiteren: 

Neben den vorgenannten Punkten haben wir weitergehende Anmerkungen zum Gesetzesentwurf.  

 

Präzisierung des Auftrags des Zolls im Kampf gegen Menschenhandel (§ 232 StGB), Zwangsprostitution (§ 232a 

StGB), Zwangsarbeit (§ 232b StGB), Ausbeutung der Arbeitskraft (§ 233 StGB) oder Ausbeutung unter Ausnut-

zung einer Freiheitsberaubung (§ 233a StGB) 

Die bisher nahezu schamhaft versteckte Auftragsformulierung in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 SchwarzArbG bedarf 

einer deutlichen Hervorhebung. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des in Aussicht gestellten dringend notwen-

digen Nationalen Aktionsplans gegen Menschenhandel, den die Bundesregierung in Vorbereitung hat, empfeh-

len wir, den Zoll stärker in die Bekämpfung dieser Formen von moderner Sklaverei zu involvieren. Der Zoll ist ein 

äußerst wirksames Instrument im Kampf gegen diese Art von Kriminalität, weil er dort routinemäßig und ohne 

konkreten Verdacht kontrollieren darf, wo Opfer dieser modernen Sklaverei ggf. sichtbar werden – auf dem 

Arbeitsmarkt. 

 

Präzisierung des Zwecks des Gesetzes und des Auftrages der FKS, Befugnisse, behördliche Zusammenarbeit, 

verwaltungsrechtliche Verfahrensvorschriften 

Weiterhin regen wir Anpassungen der §§ 1-3 SchwarzArbG an, um dem Anspruch einer effizienten Kriminalitäts-

bekämpfung auf dem Arbeitsmarkt gerecht zu werden. Dazu ist im Besonderen ein klares Bekenntnis zur Zu-

ständigkeit der FKS im Zoll zur Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten gegen die persönliche Freiheit not-

wendig. Diese Zuständigkeit besteht (in Teilen) schon heute, wird allerdings – wie bereits erwähnt – nahezu 

schamhaft in § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 SchwarzArbG versteckt und allenfalls durch den Hinweis auf ausbeuterische 

Arbeitsbedingungen angedeutet. Dem gesetzgeberischen Auftrag müssen folgerichtig die für die praktische Um-

setzung notwendigen Befugnisse für die Einsatzkräfte des Zolls folgen. Die „Tatorte der Arbeitsausbeutung“ wer-

den immer wieder auch als Wohnräume genutzt oder sogar als solche getarnt, um den ersten Zugriff aus Kon-

trollsituationen heraus zu verhindern. Die im Anhang aufgeführten Aufgaben und Befugnisse ermöglichen poli-

zeiübliche taktische Vorgehensweisen, ohne dabei die Verhältnismäßigkeit der zu treffenden Maßnahmen aus 

den Augen zu verlieren. Der Kampf gegen moderne Formen der Sklaverei verlangt auch, dass wir die Opfer im 
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Blick haben. Auch aus diesem Grund regen wir an, dass der Zoll auch dort die Verantwortung für den polizeili-

chen Opferschutz für die Opfer von Menschenhandel, Zwangsausbeutung etc. übernimmt. Ein Entwurfsvor-

schlag zur Änderung der in Rede stehenden Normen ist im genannten Anhang beigefügt.  

Darüber hinaus besteht unserer Ansicht nach eine breite Notwendigkeit zum Ausbau von digitalen Verknüpfun-

gen und Schnittstellen zwischen der FKS und Zusammenarbeitsbehörden, insbesondere mit den Polizei-, Finanz- 

und Ausländerbehörden. Ziel muss hierbei sein, Abfragen und Informationsgewinnung möglichst digital und ef-

fizient zu gestalten, um den Verwaltungsaufwand und Personaleinsatz sowie den damit einhergehenden Zeit-

verlust bei der Informationsbeschaffung zu minimieren. Diese freigewordenen Ressourcen stehen sodann beid-

seitig als unmittelbare Mehrkapazität zur Verfügung und würden somit die Effizienz der FKS und der Zusammen-

arbeitsbehörden erhöhen. 

Weiterhin besteht unsererseits ebenfalls dringender Änderungsbedarf hinsichtlich der anzuwendenden Verwal-

tungsverfahrensvorschriften, namentlich der durch § 22 SchwarzArbG normierten Anwendung der Abgabenord-

nung (AO). Hier erscheint es sowohl fachlich als auch rechtssystematisch geboten, statt dieser Regelungen das 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zur Anwendung zu bringen. Hintergrund ist zum einen die Rechtssyste-

matik der AO, die ad absurdum geführt würde, wenn ihre naturgemäß fiskalischen Regelungen auf einen originär 

sachfremden und lediglich ordnungsrechtlichen Rahmen außerhalb des Steuerrechts ausgedehnt würden. 

Nichts anderes stellt das SchwarzArbG dar, da dieses in keinem Fall eine Steuer oder Abgabe oder deren Erhe-

bung und Verwaltung regelt. Die Anwendung abgabenrechtlicher Normen zu ordnungsrechtlichen Zwecken ist 

daher nicht nur rechtssystematisch abwegig, sondern läuft auch der AO immanenten Anwendungsdefinition 

zuwider. Darüber hinaus gebietet ebenso der tätigkeitsbezogene Blick auf die FKS eine Anwendung gleicher Vor-

schriften wie in anderen Ordnungsregularien, insbesondere Polizeiregularien, beispielsweise dem Zollfahn-

dungsdienstgesetz (ZFdG). Die Tätigkeit der FKS besteht nämlich ausweislich der Zweckbestimmung in § 1 

SchwarzArbG primär in der Verhinderung, (Aufdeckung) und Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Be-

schäftigung. Mithin dient das Gesetz der Bekämpfung von Teilen der Arbeitsmarktkriminalität mittels vollzugs-

polizeilicher Kontrollen und Ermittlungen und ist somit im Kern dem Ordnungs- und Polizeirecht und nicht dem 

Steuer- bzw. Abgabenrecht zuzuordnen. Der fiskalische respektive steuer- und sozialversicherungsabgaben-

rechtliche Aspekt ist allenfalls ein ausdrücklich wünschenswerter Nebeneffekt des gesetzlichen Auftrages, nicht 

aber Zweck des Gesetzes und der dort beschriebenen Aufgaben. Diese liegen ausschließlich in der Prävention 

und Repression (Bekämpfung von Zuwiderhandlungen). Im Übrigen wäre in der Folge dann auch die mit ord-

nungs- und polizeirechtlichen Aufgaben und Befugnissen erfahrenere Verwaltungsgerichtsbarkeit statt der Fi-

nanzgerichtsbarkeit im Klageverfahren zuständig.  

Wir regen deshalb an, den § 22 SchwarzArbG ersatzlos zu streichen. Damit gilt für diese Aufgaben dann das 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). Hilfsweise kann auch im § 22 SchwarzArbG auf das Verwaltungsverfah-

rensgesetz zu verwiesen werden. 
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Schluss 

Im Ergebnis begrüßen wir, wie einleitend bereits formuliert, die beabsichtigten Verbesserungsansätze unter An-

bringung der vorgebrachten Kritik und Ergänzungen. Insgesamt lässt der vorgelegte Entwurf unserer Ansicht 

nach jedoch einen ernsthaften Willen zur Verbesserung der FKS nicht in dem erforderlichen Maße erkennen. Bei 

einer Behörde, die häufig auch mit der polizeilichen Bekämpfung Organisierter Kriminalität beauftragt wird (wie 

im Übrigen der Zollfahndungsdienst auch), besteht stets die Notwendigkeit, Augenhöhe mit den Polizeien und 

anderen Sicherheitsbehörden herzustellen. Das bedarf jedoch einer grundlegenden Neumodellierung des Zolls 

hinsichtlich seiner vollzugspolizeilichen Kontroll-, Fahndungs- und Ermittlungsdienste hin zu einer finanzpolizei-

lich ausgerichteten Behörde. Obgleich diese Notwendigkeit Ihrerseits offensichtlich in diesem Entwurf erkannt 

wird, so wird der vorgelegte Referentenentwurf diesem Anspruch nicht gerecht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Frank Buckenhofer 

stellv. Vorsitzender 

GdP-Bezirk Bundespolizei | Zoll 

und 

Vorsitzender GdP-Bezirksgruppe Zoll  


